
Richtlinie der Gemeinde Rastede 
für die Kreditwirtschaft 

nach §§ 120 bis 122  Niedersächsisches Kommunalverfassungsgesetz   
( NKomVG ) 

 
 
 

§ 1 
Anwendungsbereich 

 
Diese Richtlinie gilt für 

 
 die Aufnahme von Krediten für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen (§ 120 

Abs. 1 NKomVG), 
 die Umschuldung von Krediten (§ 120 Abs. 1 NKomVG, § 59 Nr. 32 Gemeindehaushalts- 

und Kassenverordnung [GemHKVO])  
 die Aufnahme von Liquiditätskrediten (§ 122 Abs. 1 NKomVG; § 59 Nr. 36 GemHKVO) 
 Leasing 
 
 

I. Kredite für Investitionen und Investitionsfördermaßnahmen 
 

§ 2 
Definition 

 
Kredite im Sinne dieses Abschnittes sind das unter der Verpflichtung zur Rückzahlung von 
Dritten oder von Sondervermögen mit Sonderrechnung aufgenommene Geldkapital als 
endgültiges Deckungsmittel (§ 59 Nr. 32 GemHKVO) zur Finanzierung von Investitionen, 
Investitionsförderungsmaßnahmen und zur Umschuldung im Rahmen der gemeindlichen 
Aufgaben. 
 
 

§ 3 
Kreditaufnahme 

 
(1) Nach den Grundsätzen der Finanzmittelbeschaffung ist die Aufnahme von Krediten 

nur zulässig, wenn eine andere Finanzierung nicht möglich ist oder wirtschaftlich un-
zweckmäßig wäre (§ 111 Abs. 6 NKomVG). 
 

(2) Die Aufnahme von Krediten ist nur im Rahmen des in der Haushaltssatzung vom Rat 
beschlossenen und von der Kommunalaufsicht genehmigten Gesamtbetrages zulässig. 
Dies gilt auch für einen im Rahmen einer Nachtragshaushaltssatzung geänderten oder 
bestätigten Gesamtbetrages. Daneben ist eine Kreditaufnahme auch in den Fällen des § 
116 Abs. 2 NKomVG oder im Rahmen noch bestehender Ermächtigungen aus Vor-
jahren nach § 120 Abs. 3 NKomVG zulässig. 
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(3) Bei der Aufnahme von Krediten ist der haushaltwirtschaftliche Grundsatz der Wirt-
schaftlichkeit und Sparsamkeit zu beachten (§ 110 Abs. 2 NKomVG). Auf die Inan-
spruchnahme verschiedener Kreditgeber sollte geachtet werden. Abweichungen kön-
nen durch Abwägung zwischen Wirtschaftlichkeit und Risikoverteilung begründet 
werden. Für die Wirtschaftlichkeit eines Angebots sind alle Vertragselemente zu be-
rücksichtigen und entsprechend zu bewerten. Vertragselemente sind neben den Preis 
bildenden Bestandteilen (Kreditkosten) auch die Vereinbarung von Kündigungs-
rechten. 
 

 
§ 4 

Kreditkosten 
 
(1) Beim Abschluss eines Kredits ist besonders auf marktgerechte Zinsen und die mög-

liche Zinsentwicklung zu achten. 
 

(2) Das Entgelt für den Kredit wird durch Ermittlung des (vorläufigen) effektiven Jahres-
zinses unter Berücksichtigung aller mit der Kreditaufnahme verbundenen Kosten fest-
gestellt 

 
 

§ 5 
Anforderungen an Kreditverträge 

 
(1) Die zu vereinbarende Tilgung soll sich im Regelfall an den erforderlichen Ab-

schreibungen der Investitionen und an der dauernden Leistungsfähigkeit der 
Kommunen orientieren. 
 

(2) Der Tilgungssatz soll zwei Prozent nicht unterschreiten. Die Vereinbarung von sog. 
Zinsgleitklauseln (Anbindung der Zinssätze an bestimmte Sätze wie z.B. Basiszinssatz 
der EZB oder Euribor) ist grundsätzlich nicht erlaubt. 
 

(3) Die Zahlungstermine für die Zins- und Tilgungsleistungen sind im Regelfall halbjähr-
lich zu vereinbaren. 
 

(4) Grundsätzlich sollen gleiche Kündigungsrechte für Gemeinde und Kreditgeber verein-
bart werden. Daher soll die Gemeinde sicherstellen, dass das Kündigungsrecht des § 
489 Abs. 1 und 2 BGB vom Kreditgeber nicht ausgeschlossen wird.  
 

(5) Ein Recht des Kreditgläubigers, die Forderung an einen Dritten abzutreten, darf nur 
mit Zustimmung der Gemeinde erfolgen. 
 
 

§ 6 
Kreditsicherungsverbot 

 



Für die Aufnahme von Krediten dürfen keine Sicherheiten bestellt werden. Ausnahmen be-
dürfen einer Ermächtigung durch den Verwaltungsausschuss. Die Bestellung von Sicher-
heiten bedarf der Zulassung durch die Kommunalaufsichtsbehörde (§ 120 Abs. 7 
NKomVG). 
 
 

§ 7 
Fremdwährungskredite 

 
Fremdwährungskredite dürfen nicht aufgenommen werden 
 
 

§ 8 
Unterrichtung 

 
Der Verwaltungsausschuss ist über aufgenommene Kredite für Investitionen und In-
vestitionsförderungsmaßnahmen laufend zu unterrichten. Die Unterrichtung des Rates über 
die in einem Haushaltsjahr aufgenommenen Kredite erfolgt spätestens mit der Vorlage des 
Jahresabschlusses. Die Unterrichtung beinhaltet Angaben über den Kreditgeber und die 
vereinbarten Konditionen, insbesondere über Auszahlungskurs, Zinssatz, Zinsbindungsfrist, 
Tilgung sowie die voraussichtliche Laufzeit. 
 
 

§ 9 
Kreisschulbaukasse 

 
Die Regeln der Kreisschulbaukasse für den Landkreis Ammerland über die Aufnahme von 
Krediten gehen dieser Richtlinie vor. 

 
 
II. Kredite für Umschuldung 
 

§ 10 
Definition 

 
(1) Umschuldung ist die Rückzahlung eines Kredites durch die Aufnahme eines neuen 

Kredites, in der Regel bei einem anderen Kreditgeber. Wesensmerkmal ist der Ab-
schluss eines neuen Kreditvertrages. 
 

(2) Unschädlich ist die Abwicklung der Umschuldung verteilt über den Zeitraum des 
Haushaltsjahres (der Zeitpunkt der Rückzahlung des und die Neuaufnahme eines neuen 
Kredites fallen auseinander). 
 
 

§ 11 
Anforderungen 

 



(1) Auf Umschuldungen finden § 3 Abs. 3 sowie die §§ 4 und 5 bis 8 entsprechende An-
wendung. 
 

(2) Bei Umschuldungen soll der neue Kredit die bisher erreichte Tilgung zuzüglich er-
sparter Zinsen fortsetzen, damit die Kreditlaufzeit nicht künstlich verlängert wird und 
die künftige Kreditaufnahme nicht mit Umschuldungskrediten kumuliert. Ausnahmen 
müssen mit Veränderungen bei der gewöhnlichen Nutzungsdauer entsprechender Teile 
des Anlagevermögens oder mit anderen haushalts- und finanzwirtschaftlichen Vor-
teilen begründet werden. 

 
 

III. Finanzderivate 
 

§ 12 
Zulässigkeit 

 
Finanzderivate dürfen in der Regel nur zur Zinsabsicherung/-optimierung und nur im Rah-
men des abgeschlossenen Kreditgeschäfts genutzt werden (zeitliche und inhaltliche Konne-
xität). 
 
Die Gemeinde Rastede nutzt keine Finanzderivate 
 
 

IV. Kredite zur Liquiditätssicherung (§ 122 NKomVG) 
 

§ 13 
Definition 

 
Nach § 122 Abs. 1 NGO dürfen Kommunen zur rechtzeitigen Leistung ihrer Auszahlung 
Liquiditätskredite (§ 59 Nr. 36 GemHKVO) bis zu dem in der Haushaltssatzung fest-
gesetzten Höchstbetrag aufnehmen, sofern keine anderen Mittel zur Verfügung stehen. 
 
 

§ 14 
Anforderungen 

 
Auf Liquiditätskredite finden § 3 Abs. 3, § 4, § 5 Abs. 4 bis 5, §§ 6 bis 7 entsprechende 
Anwendung. 
 
 

V. Leasing 
 

§ 15 
Definition 

 
Leasing ist die langfristige Vermietung/Anmietung von beweglichen und unbeweglichen 
Vermögensgegenständen, die von einem üblichen Mietverhältnis abweichende Besonder-



heiten aufweist: Der Leasinggeber ist zwar Eigentümer des Leasingobjekts, dem Leasing-
nehmer werden jedoch Risiken und Pflichten auferlegt, die in normalen Mietverhältnissen 
üblicherweise der Vermieter zu tragen hat. Dem Leasingnehmer wird in der Regel die 
Möglichkeit eingeräumt, das Leasingobjekt nach Beendigung des Vertrages zu kaufen 
(Kaufoption). Bei den Leasing-Objekten kann es sich sowohl um unbewegliches Anlage-
vermögen wie z. B. Bürogebäude, Sportanlagen (Immobilien-Leasing) als auch um beweg-
liches Anlagevermögen, wie z. B. EDV-Anlagen, Telekommunikationsanlagen, Fahrzeuge 
(Mobilienleasing) handeln. 
 
 

§ 16 
Anforderungen 

 
(1) Es ist nachzuweisen, dass die Leasingvariante gegenüber einer Finanzierung mit Kredi-

ten ein mindestens ebenso wirtschaftliches Ergebnis erwarten lässt. Auch bei Leasing-
geschäften, die weder Betrieb noch Unterhaltung des Vermögensgegenstandes um-
fassen, ist eine konventionelle Vergleichsrechnung vorzunehmen 

 
(2) Für eine Aktivierung und Passivierung in der kommunalen Bilanz ist das wirtschaft-

liche Eigentum der Gemeinde am Vermögensgegenstand ausschlaggebend. Falls er-
forderlich, ist der Bauwert als Investition zu aktivieren und gleichzeitig derselbe Be-
trag als unterstellter Kredit (ohne Zinsen) zu passivieren. 

 
 
 
VI. Zuständigkeit und Inkrafttreten 

 
 

§ 17 
Zuständigkeit 

 
Die Zuständigkeit für die Tätigung von Rechtsgeschäften im Sinne dieser Richtlinie liegt, 
soweit in dieser Richtlinie nicht anders geregelt beim Bürgermeister. 
 
 

§ 18 
Inkrafttreten 

 
Diese Richtlinie tritt am 01.01.2015 in Kraft. 
 
 
 

Rastede, den  
 
 
___________ 
   - von Essen -  



Bürgermeister 
 

------------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 

Bürgerliches Gesetzbuch (BGB) § 489 BGB Ordentliches Kündigungsrecht des Darlehens-
nehmers  

(1) Der Darlehensnehmer kann einen Darlehensvertrag, bei dem für einen bestimmten Zeitraum 
ein fester Zinssatz vereinbart ist, ganz oder teilweise kündigen,  

1. wenn die Zinsbindung vor der für die Rückzahlung bestimmten Zeit endet und keine neue Ver-
einbarung über den Zinssatz getroffen ist, unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von einem 
Monat frühestens für den Ablauf des Tages, an dem die Zinsbindung endet; ist eine Anpassung 
des Zinssatzes in bestimmten Zeiträumen bis zu einem Jahr vereinbart, so kann der Darlehens-
nehmer jeweils nur für den Ablauf des Tages, an dem die Zinsbindung endet, kündigen;  

2. wenn das Darlehen einem Verbraucher gewährt und nicht durch ein Grund- oder Schiffspfand-
recht gesichert ist, nach Ablauf von sechs Monaten nach dem vollständigen Empfang unter Ein-
haltung einer Kündigungsfrist von drei Monaten 

 




